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Betriebsvereinbarung
Die seit Jahrzehnten anhaltende Unfähig-
keit des Gesetzgebers, den Datenschutz im 
Arbeitsverhältnis zu regeln, ist in vielen Be-
trieben durch eigene Schutzre gelungen in 
Betriebsvereinbarungen über brückt wor-
den. In mehr als der Hälf te der Betriebe mit 
Betriebsrat existie ren hierzu EDV-Rah men-
vereinbarun gen (BTQ Oldenburg 2007). 
Spezielle Ver einbarungen kommen häufig 
hinzu, u.a. zur E-Mail- und Internetnut-
zung, zur Elektronischen Personalakte, zur 
Vi deo überwachung oder zu Zeitwirtschafts-
systemen. Die hohe Verbreitung von be-
trieblichen Datenschutzvereinbarun gen be-
legt das große Interesse beider Betriebspar-
teien an einer soliden rechtlichen Grundla-
ge für den vielfältigen Um gang mit Arbeit-
nehmerdaten.

Europäischer Sonderfall

Europaweit stellt die Betriebsvereinba-
rung eine Besonderheit dar, die nur in 
Deutschland, Österreich und – deutlich 
abweichend – in den Niederlanden recht-
lich institutionalisiert ist. Das heißt nicht, 
dass in anderen Ländern betriebliche Ver-
einbarungen fehlen. Nur handelt es sich 
dort regelmäßig um Tarifverträge, die von 
Gewerkschaften ausgehandelt werden und 
für die im Konfliktfall gestreikt wird. Das 
Besondere der Be triebs vereinbarung be-
steht darin, dass 

 � auf Arbeitnehmerseite nicht Mitglieder-
organisationen, sondern gewählte Rä-
te der Belegschaften die Vereinbarung 
aushandeln und abschließen, 

 � als Durchsetzungsinstrument nicht 
Streikdrohung und Kampfkraft der 
Beschäftigten, sondern entweder ein 
gesetzlich abgesichertes Einigungsver-
fahren oder – soweit Mitbestimmungs-
rechte fehlen – die pure Macht des Ar-
guments dienen. 

In der Systematik des Betriebsverfassungs-
gesetzes werden „erzwingbare“ und „frei-
willige“ Betriebsvereinbarungen unterschie-
den. Entscheidend sind da bei zwei Aspekte. 
Erstens gelten Betriebs vereinbarungen als 
„erzwingbar“, wenn für die darin geregel-
ten Angelegenheiten ein gesetzliches Eini-
gungsverfahren vorgesehen ist, das jede Sei-
te in Gang setzen kann. Es heißt dann je-
weils im Gesetz, dass der Spruch der Eini-
gungsstelle die Einigung zwischen Arbeit-

geber und Betriebsrat ersetzt. „Freiwillige“ 
Betriebsvereinbarungen hin ge gen beruhen 
auf Einvernehmen. Weite Themenfelder, 
die in § 88 BetrVG nicht abschließend kon-
kretisiert werden, können freiwillig geregelt 
werden. Zwei tens ist für „erzwingbare“ Be-
triebsvereinbarungen in § 77 Abs. 6 BetrVG 
die Nachwirkung nach Ablauf vorgesehen. 
Damit wird verhindert, dass z.B. nach der 
einseitigen Kündigung einer Vereinbarung 
ein ungeregelter Zustand eintritt. „Freiwilli-
ge“ Vereinbarungen unterliegen der gesetz-
lichen Nachwirkung nicht. Sie kann jedoch 
wirksam vereinbart werden. 

Nicht selten finden sich in einer Ver-
einbarung „erzwingbare“ und „freiwilli-
ge“ Regelungen. Es wird dann von „teil-
mitbestimmten“ Betriebsvereinbarungen 
gesprochen. In diesem Fall gilt nur für die 
erzwingbaren Teile die gesetzliche Nach-
wirkung. Gerade unter Datenschutzverein-
barungen sind häufig „teilmitbestimmte“ 
Fälle anzutreffen. Denn nur bruchstück-
haft zu Teilfragen liegen hier erzwingba-
re Mitbestimmungsrechte vor (§§ 87 Abs. 
1 Nr. 6, 94, 95 BetrVG). Allerdings zeigt die 
Praxis, dass in Vereinbarungen zum Da-
tenschutz meistens die Nachwirkung frei-
willig festgelegt wird, so dass der Unter-
schied zwischen den „erzwingbaren“ und 
„freiwilligen“ Teilen schwindet.

Sowohl „erzwingbare“ als auch „freiwil-
lige“ Betriebsvereinbarungen gelten gemäß 
§ 77 Abs. 4 BetrVG unmittelbar und zwin-
gend. Sie binden also nicht nur die Verein-
barungspartner, sondern wirken normativ 
auf die Arbeitsverhältnisse ein. Der zwin-
gende Charakter ist im Sin ne des Günstig-
keitsprinzips einseitig zu verstehen. Einzel-
vertragliche Abweichun gen sind möglich, 
aber nur zum Vorteil der Beschäftigten.

Hauptzweck: Beteiligung

Das gesetzlich gewährte Recht des deut-
schen Betriebsrats, verbindliche betriebli-
che Regelungen zu vielfältigen Themen z.T. 
notfalls gegen den Willen des Arbeitgebers 
durchzusetzen, wird in der internationalen 
Debatte auch als Co-Management bezeich-
net. Es ist der Kern der typisch deutschen 
Arbeitnehmer betei ligung auf Augenhöhe, 
die ohne Arbeitskampf tragfähige Kom-
promisse er zielt, in denen die Belange der 
Arbeitnehmer angemessen Platz finden. 

Das gilt auch für das Thema Daten-
schutz. Auch ohne lückenlose Mitbe-
stimmungsrechte gelingen oft inhaltlich 
umfassende Regelungen, die den Schutz 
und den Einfluss der Beschäftigten prä-
zisieren. Allerdings schätzen nicht alle 
Betriebsräte Datenschutzfragen gleicher-
maßen hoch ein. Außerdem befinden 
sich Betriebsräte oft in mehreren Kon-
flikten zugleich. Im Zuge dessen kommt 
es vor, dass Zugeständnisse des Betriebs-
rats beim Datenschutz gegen Zugeständ-
nisse des Arbeitgebers in anderen Fragen 
gehandelt werden. 

Im Datenschutz: Erlaubnisnorm

Die relativ hohe Bereitschaft der Arbeit-
geber, Vereinbarungen zum Arbeitneh-
mer-Datenschutz abzuschließen, beruht 
auf der berechtigten Hoffnung, dass dies 
für den EDV-Einsatz ein Plus an Rechtssi-
cherheit einträgt. Denn der normative Teil 
von Betriebsvereinbarungen gilt als ande-
re Rechtsvorschrift i.S.v. § 4 Abs. 1 BDSG, 
die die Erhebung, Verarbeitung und Nut-
zung personenbezogener Daten erlauben 
kann. Das BAG geht sogar in einer sehr 
umstrittenen Entscheidung so weit, dass 
per Betriebsvereinbarung Re ge lungen ge-
troffen werden können, die hinter den Da-
tenschutzstandard des BDSG zurückfal-
len (BAG NZA 1986, 643).

Auch ohne diese Option sind die Re-
gelungsspielräume für betriebsspezifi-
sche Vereinbarun gen (bisher) groß. Allein 
durch die Konkretisierung der sehr all-
gemein gehaltenen Standards des BDSG 
im Arbeitnehmer-Datenschutz kann die 
Rechtssicherheit der Datenverar beitung 
deutlich erhöht werden. Je präziser jedoch 
künftig gesetzliche Schutzvorschriften 
den Datenschutz der Beschäftigten mate-
riell ausgestalten, des to wichtiger wird die 
Frage werden, ob per Betriebsvereinba-
rung auch zulasten der Beschäftigten vom 
gesetzlichen Da tenschutz abgewichen wer-
den kann. Der Regierungsentwurf eines 
Gesetzes zum Beschäftigtendatenschutz 
vom 25. August 2010 lässt insoweit keine 
Unklarheit. Darin ist vorgesehen, dass von 
den entsprechenden Vorschriften generell 
nicht zu Ungunsten der Beschäftigten ab-
gewichen werden darf. 




